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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2024  Ausgegeben am 18. Dezember 2024 

97. Gesetz vom 12. Dezember 2024, mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird  

 (XXII. Gp. RV 2742 AB 2777)  

Gesetz vom 12. Dezember 2024, mit dem das Burgenländische Baugesetz 1997 geändert wird  

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Baugesetz 1997 - Bgld. BauG, LGBl. Nr. 10/1998, in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 42/2024, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 17 Abs. 3 werden folgende Abs. 3a bis c eingefügt: 

„(3a) Die Bauwerberin oder der Bauwerber kann den Einreichunterlagen gemäß § 17 Abs. 2 die 
allgemeine Bestätigung einer Ziviltechnikerin oder eines Ziviltechnikers anschließen, dass sie unter 
Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften verfasst sind. Die Ziviltechnikerin oder der Zivil-
techniker müssen von der Bauwerberin oder dem Bauwerber und von der Planverfasserin oder vom 
Planverfasser verschieden sein und dürfen zu diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschafts-
verhältnis stehen. Die Bestätigung muss im Rahmen der Befugnis der Ziviltechnikerin oder des Zivil-
technikers abgegeben und nach den für die Berufsausübung maßgeblichen Vorschriften gefertigt werden. 

Für folgende Gesichtspunkte können von der Bauwerberin oder dem Bauwerber jeweils auch besondere 
Bestätigungen durch andere Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker angeschlossen werden, wobei sich die 
allgemeine Bestätigung auf all jene bautechnischen Anforderungen erstreckt, die von der besonderen 
Bestätigung nicht erfasst sind: 

 – Mechanische Festigkeit und Standsicherheit, 

 – Brandschutz, 

 – Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz, 

 – Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit, 

 – Schallschutz, 

 – Energieeinsparung und Wärmeschutz. 

Für die Erstellung der besonderen Bestätigung gelten die selben Vorschriften wie für die Erstellung der 
allgemeinen Bestätigung.  

Ausgenommen sind Vorhaben, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung 
der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG, ABl. Nr. L 197 vom 24.07.2012 S. 1, fallen.  

(3b) Für vollständig vorgelegte und schlüssige Unterlagen im Sinne der Abs. 2, 3 und 3a gilt die 
widerlegbare Vermutung der inhaltlichen Richtigkeit. Die Baubehörde hat auf deren Grundlage zu über-
prüfen, ob die durch dieses Gesetz eingeräumten öffentlichrechtlichen Nachbarrechte (§ 21 Abs. 4) gewahrt 
werden und das Bauvorhaben nach § 3 zulässig ist. Die Baubehörde ist berechtigt, die vorgelegten 
Unterlagen in jeder Hinsicht zu überprüfen. 

(3c) Auf Grund der vollständig vorgelegten Unterlagen im Sinne des Abs. 3a hat die Behörde 
insbesondere zu prüfen: 

 1. die Übereinstimmung des Bauvorhabens mit dem Flächenwidmungsplan, dem Bebauungs-
plan/Teilbebauungsplan und den Bebauungsrichtlinien, 

 2. die Einhaltung der Bebauungsweisen; 

 3. die Einhaltung des Ort- und Landschaftsbildes und  

 4. die Einhaltung der notwendigen Infrastruktur.“ 
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2. Dem § 35 wird folgender Abs. 15 angefügt: 

„(15) § 17 Abs. 3a bis c in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 97/2024 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

                     Der Präsident des Landtages:                                Der Landeshauptmann: 
                                    Hergovich                                                      Mag. Doskozil 
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